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Boliviens neue Verfassung –  
ein Land vor der Zerreißprobe 
Miguel A. Buitrago
Nach dem politischen Umschwung versprach die neue Regierung, dem Land bis 2007 eine 
neue Verfassung zu geben. Präsident Evo Morales eröffnete am 6. August 2006 die Verfas-
sunggebende Versammlung, die er als Meilenstein in der Geschichte Boliviens bezeichnete. 
Regierung und Opposition konnten sich in diesem Gremium nicht auf ein neues Grundgesetz 
einigen. Am 9. Dezember 2007 hat die Regierungspartei MAS nun einen Verfassungsentwurf 
vorgelegt, der von der Opposition nicht anerkannt wird und das Land vor eine Zerreißprobe 
stellt.
Analyse:
Die neue Verfassung sollte die Basis für eine stabile politische Ordnung, soziale Gerechtigkeit 
und Integration im krisenhaften Bolivien bilden. Das lang erwartete Ergebnis ist dagegen sehr 
ernüchternd. Die Verfassunggebende Versammlung war nicht in der Lage, im Konsens aller 
Beteiligten eine Verfassung für Bolivien zu schaffen. Der Machtkampf innerhalb der Versamm-
lung trug vielmehr zu einer weiteren Polarisierung der Gesellschaft und der politischen Kräf-
te bei. Die Regierung Morales geht stark geschwächt aus dem sechzehnmonatigen Streit um 
die Verfassung hervor. Morales hat angekündigt, seinen Kurs ungeachtet der Konsequenzen 
weiterzuführen und den vorgelegten Verfassungsentwurf in einem Referendum bestätigen zu 
lassen. Die Opposition droht damit, das Land durch Autonomieerklärungen mehrerer depar-
tamentos nun endgültig zu spalten.
Die Regierung konnte sich kein Versagen der Verfassunggebenden Versammlung leisten. 
Sie war ein, wenn nicht sogar das Hauptversprechen ihres Wahlkampfs. Ohne eine von 
allen akzeptierte Verfassung lässt sich der Plan eines „neuen Bolivien“ nicht realisieren. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass die Morales-Regierung ihre Amtszeit aufgrund ihres sinken-
den Zuspruchs und der Missachtung demokratischer Regeln nicht beenden wird, wächst 
mit jedem Tag der Krise. 
Ihre autoritären Tendenzen machen die Regierung für Kritik anfällig, sowohl innerhalb 
Boliviens als auch international.
Auch die wirtschaftliche Lage des Landes hat sich verschlechtert. Der Anstieg der Inflation 
in einen zweistelligen Bereich schmälert die Machtbasis von Morales. 
Die Regierung hält derzeit an ihrem Plan für ein neues Bolivien fest. Die Opposition 
zeigt sich hingegen zunehmend bereit, ihren eigenen Weg zu gehen. Die Kluft zwi-
schen beiden Seiten wächst so stark, dass eine weitere gewaltsame Eskalation des 
Konflikts im kommenden Jahr nicht auszuschließen ist.
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1. Einleitung
Die Verfassunggebende Versammlung (VGV) sollte 
ein neues Grundgesetz für Bolivien ausarbeiten. Da-
hinter stand die Absicht der Regierung unter Evo 
Morales, einen neuen Staat zu gründen. Jedoch haben 
sich auf diesem Weg enorme Schwierigkeiten ergeben 
und tiefe Gegensätze herausgebildet. Die Versamm-
lung war in den veranschlagten zwölf Monaten von 
August 2006 bis August 2007 nicht in der Lage, eine 
neue Verfassung vorzulegen. Eine Verlängerung von 
weiteren vier Monaten, bis zum 14. Dezember 2007, 
wurde beschlossen. Verschiedene Streitthemen ver-
hinderten die zügige Fortsetzung der Arbeit, so dass 
die neue Frist nur unter Höchstanstrengungen seitens 
der Regierung einzuhalten war. Am 9. Dezember 2007 
hat die Regierung einen Verfassungsentwurf präsen-
tiert. Die Opposition steht jedoch nicht hinter diesem 
Vorschlag. Somit wächst sowohl die Kluft als auch das 
Konfrontationspotential zwischen beiden Seiten. 
Der Mangel an Konsens- und Kompromissfähig-
keit innerhalb der Versammlung wurde zu einem 
bedeutenden Problem für die Regierung Morales. 
Die große Unterstützung, mit der sie ihre Amtszeit 
begann, schwand. Aber auch die Regierungsfähigkeit 
und Legitimität litten unter dem sechzehnmonatigen 
Machtkampf in der VGV.
2. Die Verfassunggebende Versammlung 
Nach dem politischen Erdrutsch in Bolivien im De-
zember 2005, in dem Evo Morales die Präsident-
schaftswahlen mit 54% der Stimmen gewann (Jost, 
2006) versprach der neue Präsident Boliviens in seiner 
Amtseinführungsrede im Januar 2006, die Forderung 
nach einer neuen Verfassung zu realisieren. Das dafür 
nötige Gesetz zur Berufung einer VGV – Ley Especial 
de Convocatoria a la Asamblea Constituyente – wurde 
bereits im März von der Regierung verabschiedet. 
Dieses Gesetz rief alle bolivianischen Bürger auf, ihre 
Delegierten für die Versammlung zu wählen. 
Ziel der Regierungspartei MAS (Movimiento al So-
cialismo) war es, in der Versammlung die Zweidrittel-
mehrheit zu erreichen, ihr historisches Ergebnis der 
Präsidentschaftswahlen also sogar zu übertreffen. 
Nur auf diese Weise konnte sich die MAS sicher sein, 
Bolivien nach ihren Vorstellungen neu zu gründen. 
Aber auch die Opposition mobilisierte ihre Anhänger 
mit einer eigenen Kampagne – gegen die MAS und 
die Regierungsziele. Parallel begannen sogenannte 
micro-fuerzas (kleinere politische Kräfte) sich aus der 
Zivilgesellschaft heraus zu organisieren und poli-
tische Relevanz zu entwickeln.
Im Ergebnis bildeten 255 Delegierte aus insgesamt 
16 politischen Gruppierungen, darunter traditionelle 
sowie nicht-traditionelle politische Parteien und so-
ziale Bewegungen, die Versammlung. Diese können 
zwar den zwei Polen MAS und PODEMOS (Alianza 
Poder Democrático y Social) zugeordnet werden, ver-
folgten jedoch auch eigene Ziele. Zu den gewählten 
traditionellen Parteien können Movimiento de Izquier-
da Revolucionario (MIR-NM), Movimiento Bolivia Libre 
(MBL), PODEMOS und Unidad Nacional (UN) gezählt 
werden, wie auch die nach der Krise der politischen 
Parteien (2005) getrennt auftretenden Faktionen der 
Movimiento Nacionalista Revolucionario (MNR, MNR-
A3 und MNR-FRI). Zu den gewählten nicht-traditio-
nellen politischen Kräften zählen MAS, Concertación 
Nacional (CN) und das Movimiento Originario Popu-
lar (MOP). Schließlich können Alianza Andrés Ibañez 
(AAI), Autonomía Para Bolivia (APB), Alianza Socialista 
(AS), Alianza Social Patriótica (ASP), Movimiento AYRA 
und das Movimiento Campesino San Felipe de Austria 
(MCSFA) den Bürgerinitiativen zugeordnet werden.
Quelle: Apostamos por Bolivia.
Grafik 1: Die politischen Kräfte in der VGV
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3. Unterschiedliche Staatskonzepte
Der Debatte liegen zwei unterschiedliche Staats-
konzepte zugrunde, die sich zwar in ihrer Struk-
tur ähneln, aber in Ansatz und Philosophie stark 
unterscheiden. Sie spiegeln auch die Polarisierung 
des Landes wider. Auf der einen Seite gibt es den 
Vorschlag der Regierungspartei MAS für einen 
neuen Staat – basierend auf einer „Andenideolo-
gie“ mit traditionellen Elementen der indigenen 
Kultur, wie z.B. einer justicia comunitaria (Gemein-
schaftsjustiz) und der Selbstverwaltung der jewei-
ligen Gemeinschaften. Auf der anderen Seite steht 
der Vorschlag der Opposition PODEMOS für ei-
nen Staat mit den klassischen westfälischen Prin-
zipien von Nation und Rechtsstaatlichkeit. 
3.1 Das Staatskonzept der MAS
Die MAS schlägt einen Staat vor, der explizit auf 
den für die indigene Bevölkerung nicht unbedingt 
selbstverständlichen Prinzipien von „Plurinatio-
nalität“, Souveränität und partizipativer Demo-
kratie (para vivir bien – um gut zu leben) basiert. 
Die zugrundeliegenden Werte hierbei sind Gleich-
heit, Reziprozität, Komplementarität, Solidarität, 
Transparenz, soziale Verantwortung, Freiheit, 
Wohlergehen der Gemeinschaft, Respekt des Le-
bens und der Menschenrechte, Respekt der kul-
turellen Vielfalt sowie der Meinungs- und Glau-
bensfreiheit. Gegründet auf diesen Prinzipien und 
Werten soll der Staat sozial und gemeinschaftlich 
handeln, mit direkter, partizipativer und reprä-
sentativer Demokratie. Gleichzeitig soll der Staat 
aber mit größerer Macht ausgestattet werden. 
Eine Aufteilung in Exekutive, Legislative, Judi-
kative und eine „soziale Gewalt“ (eine Art Volks-
rat) ist vorgesehen, wobei sich die Exekutive aus 
Präsident, Vizepräsident und dem Kabinett zu-
sammensetzt. Für die Legislative ist eine Kammer 
vorgesehen. Diese soll durch absolute Mehrheit 
entscheiden können. Jedem der gewählten De-
legierten kann das Mandat auf Bürgerinitiative 
entzogen werden. Die genaue Vorgehensweise ist 
dabei noch nicht festgelegt. 
Die Judikative soll von einem neuen Gremi-
um kontrolliert werden. Die Mitglieder dieses 
Rats sollen von der Bevölkerung gewählt werden, 
mit mindestens zwei indigenen von insgesamt 
fünf Mitgliedern. Die Judikative soll die Gemein-
schaftsjustiz integrieren und institutionalisieren. 
Diese soll denselben Status wie die klassische 
Judikative erhalten. Die soziale Gewalt soll die 
anderen Staatsgewalten kontrollieren und in der 
gesamten politischen Organisation präsent sein. 
Der Staat soll dezentral regiert werden – auf na-
tionaler, departamento- (vergleichbar mit Bundes-
ländern), kommunaler und „indigener“ Ebene 
(indigene und interkulturelle Regionen). 
Zu den wichtigsten Themen der MAS zählen 
die Besitzverhältnisse des Landes und die Art der 
Landverteilung. Die entsprechende Vorstellung 
der MAS ist hierbei jedoch in sich widersprüch-
lich. Einerseits soll das Land unter die Kontrolle 
des Staates fallen, gleichzeitig jedoch der Bevöl-
kerung gehören. Individuelles Landeigentum soll, 
gemäß seiner wirtschaftlich-sozialen Funktion, 
trotzdem anerkannt werden, mit Ausnahme von 
zu enteignendem Großgrundbesitz. 
Weitere Prioritäten sind Bildung, Gesundheit 
und Sozialversicherung, die für alle kostenfrei zur 
Verfügung stehen sollen. Der Staat ist verantwort-
lich für die nachhaltige Nutzung der natürlichen 
Ressourcen zum Wohl aller Bolivianer. In wirt-
schaftlicher Hinsicht hat der Staat in Kooperation 
mit privaten Investoren ein Entwicklungsmodell 
zu gestalten. In Bezug auf die Auslandsbeziehun-
gen werden internationale Hilfe und Zusammen-
arbeit nur dann als akzeptabel erachtet, wenn sie 
nicht an Bedingungen geknüpft sind. 
3.2 Das Staatskonzept der PODEMOS
Die Staatsvision der PODEMOS basiert auf den 
Prinzipien Verfassungshoheit, Rechtsstaatlichkeit, 
Volkssouveränität, kulturelle Vielfalt und Inter-
kulturalität, territoriale Integrität, Partizipation, 
Unabhängigkeit, Komplementarität und dem 
Wohlergehen der Bevölkerung. Die Grundwerte 
sind Menschenrechte, die Achtung des Lebens, 
politischer und Glaubenspluralismus, Demokra-
tie, Freiheit, Toleranz, Respekt für traditionelle 
Bräuche und die verschiedenen Organisations-
formen der indigenen Gruppen, soziale Verant-
wortung und Solidarität. 
Der Staat soll in Exekutive, Legislative und 
Judikative untergliedert werden. Die Exekutive 
besteht aus dem Präsidenten, dem Leiter des Ka-
binetts und den Ministern, welche landesweit ge-
wählt werden sollen. Die Legislative besteht aus 
zwei Kammern – der Cámara de Senadores (Senat) 
und der Cámara de Diputados (Abgeordnetenhaus). 
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Die Mitglieder beider Kammern sollen landesweit 
gewählt werden, im Fall der zweiten Kammer mit 
einfacher Mehrheit und einem Abgeordneten pro 
Wahlkreis. Die Mitglieder der Judikative werden 
von einem consejo de la magistratura (Beirat der 
Richterschaft, eine Kontrollinstanz) ernannt. Für 
die Judikative ist eine vollständige Unabhängig-
keit von der Exekutive und Legislative vorgese-
hen. Der Staat soll auf nationaler, departamento- 
und kommunaler Ebene organisiert werden. Das 
departamento wird von einem Gouverneur geführt 
und die Kommune von einem alcalde (Bürgermei-
ster). Jede dieser Regierungsebenen hat ihre eige-
nen Räte. Alle Mandate können auf Initiative der 
Bevölkerung wieder entzogen werden. Parallel 
dazu soll es für jede Ebene eine Art Kontrollrat 
von Bürgern geben. 
Ein wichtiger Aspekt dieses Vorschlags ist die 
Dezentralisierung des Landes mit einer Option 
auf Autonomie für diejenigen departamentos, die 
im Juli 2006 in einem Referendum dafür gestimmt 
haben. Die PODEMOS tritt dafür ein, die Ressour-
ce Land vollständig dem Staat zu unterstellen, der 
die Verantwortung für eine gerechte Verteilung 
von Grund und Boden besitzt. Der Staat erkennt 
privates Landeigentum von Einzelpersonen oder 
Kollektiven an, aber nicht die Anhäufung von 
Landbesitz zu Spekulationszwecken. Das vorge-
schlagene Wirtschaftsmodell ist abgestimmt auf 
die jeweiligen regionalen Gegebenheiten und Be-
dürfnisse. Alle natürlichen Ressourcen gehören 
dem Staat, der für ihre Nutzung und Industriali-
sierung zum Wohl aller Bolivianer verantwortlich 
ist. 
4. Wie unterschiedlich sind diese zwei 
Visionen?
Bisher kann man nicht von einer Neuordnung des 
Staates sprechen. Die zwei Visionen für ein „neues 
Bolivien“ haben eine deutliche gemeinsame Basis 
in der staatlichen Struktur. Dennoch gibt es so 
starke Unterschiede, dass ein Konsens bisher nicht 
möglich war. Zum einen soll der Staat weiterhin 
auf dem Modell des US-amerikanischen Präsiden-
tialismus beruhen. Beide Vorschläge beinhalten 
die Organisation in verschiedene Staatsgewalten. 
Die MAS sieht zusätzlich eine „soziale Gewalt“ 
vor, welche die anderen Gewalten kontrollieren 
soll. Die PODEMOS dagegen bezieht sich in ihrem 
Vorschlag implizit auf die Verfassungsprinzipien 
nach Madison – mit einer Verfassungshoheit, Ge-
waltenteilung und einem System der gegenseitigen 
Kontrolle. Auch wenn die Vorschläge die Kontinu-
ität des präsidentiellen Systems beabsichtigen, so 
will die PODEMOS das Amt des Vizepräsidenten 
in das eines Kabinettsleiters umwandeln, der die 
Kommunikation zwischen der Exekutive und Le-
gislative besser koordinieren soll. Bezüglich der 
Legislative will die MAS nur eine Kammer, und 
zwar unter der Kontrolle des Volkes, während die 
PODEMOS auf zwei Kammern besteht, da sie die 
Repräsentation der einzelnen Regionen als genau-
so wichtig erachtet wie die der Gesamtbevölke-
rung. Ein weiterer Unterschied besteht in der Art, 
wie die Abgeordneten für die Legislative gewählt 
werden. Während die PODEMOS eine landeswei-
te Wahl der Abgeordneten vorzieht, will die MAS, 
dass einige Kandidaten direkt aus den indigenen 
Regionen oder Gemeinschaften berufen werden 
können. Schließlich beinhalten beide Vorschläge 
eine Art Kontrolle durch die Bürger, wobei die 
MAS die „soziale Gewalt“ an der Spitze einer 
hierarchischen Ordnung verortet, während die 
PODEMOS eine parallele Ordnung bevorzugt, in 
der die Bürgerkontrollräte mit den verschiedenen 
Regierungsebenen zusammenarbeiten.
Einer der Hauptunterschiede liegt außerdem in 
der Gemeinschaftsjustiz. Für die MAS soll die Ge-
meinschaftsjustiz in das allgemeine Justizsystem 
integriert und so institutionalisiert werden. Die 
Regierung und die MAS argumentieren, dass die 
Gemeinschaftsjustiz dort beginnen müsse, wo der 
allgemeinen Justiz Grenzen gesetzt seien, wie z.B. 
auf Kommunalebene. Die PODEMOS jedoch sieht 
die Gemeinschaftsjustiz vielmehr als alternativen 
Weg zur Konfliktlösung und Mediation, nicht als 
Teil des offiziellen Justizsystems. Dabei stützt sich 
die Kritik der PODEMOS auf die vieler nationaler 
und internationaler Organisationen, die auf ver-
gangene Menschenrechtsverletzungen durch die 
Gemeinschaftsjustiz in Bolivien hinweisen. 
5. Unlösbare Divergenzen
Die oben dargestellten Unterschiede sind in der 
VGV klar hervorgetreten und haben sich zum Teil 
als unlösbare Divergenzen erwiesen, die die Arbeit 
der Versammlung in den letzten fünfzehn Monaten 
behinderten. Die neue Landreform ist einer dieser 
Streitpunkte (Urioste, 2007). Die MAS und die Oppo-
sition haben bisher nicht zu einer Übereinstimmung 
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über das Ob und das Wie einer Landverteilung fin-
den können. Während die Regierung ein Gesetz (Ley 
3545) zur Neufassung des existierenden Gesetzes zur 
Landreform (Ley INRA) vorlegte, kämpfte die Opposi-
tion (teilweise unterstützt durch Landeigentümer im 
östlichen Teil Boliviens) dagegen an. Das neue Gesetz 
ist noch nicht implementiert, die Regierung hat eine 
Umverteilung des Landes noch nicht umgesetzt. Zum 
einen war die Opposition bisher in der Lage, diesen 
letzten Schritt zu verhindern. Zum anderen konnte 
die Regierung aufgrund fehlender Ressourcen noch 
keine Erfassung der zu enteignenden Gebiete bewerk-
stelligen. 
Ein weiterer Streitpunkt ist die Form, in der die 
regionale Autonomie gestaltet werden soll. Die Regie-
rung versteht Autonomie als Zugeständnis an die in-
dividuellen indigenen Gruppen, ihre Entscheidungen 
selbst zu treffen und ihre Regionen zu verwalten. Zu 
diesem Zweck schlugen die Regierung und die MAS-
Fraktion in der Versammlung eine weitgehende Ver-
waltungsautonomie der indigenen Gemeinschaften 
vor. Die Opposition will jedoch die Verwaltungsauto-
nomie für gesamte Regionen und departamentos durch-
setzen und vor allem das Recht dieser Regionen, die 
möglichen Gewinne aus der Förderung natürlicher 
Ressourcen in ihren Gebieten einzunehmen. Im Fall 
von Santa Cruz und Tarija wären diese Einkünfte be-
achtlich, da sich dort die großen Erdgasvorkommen 
des Landes befinden. 
Der dritte Streitpunkt ist die Struktur der zukünf-
tigen Regierung. Für die Regierung Morales war die 
Verankerung der Möglichkeit zur unbegrenzten Wie-
derwahl des Präsidenten in der neuen Verfassung ein 
wichtiger Punkt. Zugleich sollte der Kongress nur 
eine Kammer haben, als „Kongress des Volkes“. Die 
Opposition wehrt sich gegen beide Vorschläge.1 
Schließlich, als vierter Streitpunkt, wollen große 
Teile der Zivilgesellschaft der Stadt Sucre den Re-
gierungssitz (Exekutive und Legislative) von La Paz 
zurück nach Sucre verlegen lassen. Diese Forderung 
– die auf der Tour der Versammlungskommissionen 
1 Jedoch gibt es eine implizite Übereinkunft zwischen MAS 
und der Opposition zur einmaligen Verlängerung der Amts-
zeit des Präsidenten durch unmittelbare Wiederwahl. 
durch das ganze Land im März 2007 erstmals benannt 
wurde – spaltet die Bevölkerung am stärksten. Die 
Regierung und die MAS-Fraktion stehen diesem Vor-
schlag ablehnend gegenüber, weil die Mehrheit ihrer 
Wähler in der Andenregion lebt, deren Zentrum La 
Paz ist. Die Oppositionskräfte, deren Anhänger vor 
allem aus dem sogenannten media luna (Halbmond) 
mit Santa Cruz, Beni, Pando und Tarija kommen, ha-
ben Sucres Forderung bereitwillig unterstützt. Seit-
dem dieser Punkt Teil der Debatte ist, hat sich Sucre 
der Opposition angegliedert und dadurch die Basis 
der MAS stark geschmälert. Diese Entwicklung hat 
die media luna-Region in ihrer Forderung nach Auto-
nomie gestärkt und die Regierung geschwächt. 
Als Ergebnis konnte die VGV ihre Arbeit nicht er-
folgreich durchführen. Beide Seiten, Regierung und 
Opposition, haben die Streitpunkte stark politisiert. 
Aber die VGV hat darüber hinaus vor allem auch die 
tiefen Differenzen zwischen den beiden Gruppen ins 
Licht gerückt. 
6. Legitimitätsverlust der VGV und die Folgen für 
die Regierung 
Die politische Situation in Bolivien ist äußerst prekär 
und die Aussichten auf eine Lösung sind wenig Er-
folg versprechend. Die Gesellschaft ist durch die un-
terschiedlichen Visionen für ein neues Bolivien pola-
risiert worden. Diese Polarisierung spiegelte sich im 
Prozess der VGV wieder, wenn sie dadurch nicht so-
gar verstärkt wurde. Diese Situation hat dazu geführt, 
dass eine wachsende Zahl von Kritikern die Auflö-
sung der Versammlung forderte und die Bevölkerung 
ihr Vertrauen in sie verloren hat. Tabelle 1 zeigt das 
Ergebnis einer Umfrage zur Befürwortung oder Miss-
billigung der Arbeit der Versammlung. Zwischen Juni 
und Oktober 2007 fiel die Befürwortung von 50% auf 
39%. Zugleich sprachen einige führende Politiker von 
MAS und Opposition von einer möglichen Auflösung 
der Versammlung.
Tabelle 1: Frage: Befürworten oder missbilligen Sie die Arbeit der Nationalen VGV?
Quelle: Angus Reid, Ipsos Apoyo, Opinión y Mercado Methode: Interviews mit 1.017 Bolivianern (Erwachsenen) in 
La Paz, El Alto, Cochabamba und Santa Cruz, Oktober 2007.
 
-  -GIGA Focus Lateinamerika 1/007
Auch im Bereich der Wirtschaft sind negative 
Auswirkungen der politischen Krise bereits sicht-
bar. Zwischen Mai und November 2007 stieg die 
Inflationsrate von niedrigen 2,8% auf eine zwei-
stellige Zahl (11,2%) im November (s. Grafik 3). Es 
gab starke Preiserhöhungen für Diesel und Ben-
zin, aber auch für wichtige Grundnahrungsmittel 
wie Brot und Mehl. Die Regierung will sich ihre 
Unterstützung sichern und leitet populistische 
Maßnahmen ein, wie Subventionen von Konsum-
gütern, Schutzzölle und eine inflationshemmende 
Politik der Zentralbank (die künstliche Stärkung 
der bolivianischen Währung gegenüber dem US-
Dollar). Diese Maßnahmen wirken sich aber auf 
die wirtschaftliche Entwicklung kontraproduktiv 
aus, auch deshalb, weil Privatpersonen günstige 
Produkte, wie Gas und Nahrungsmittel in großen 
Mengen aufkaufen, um sie z.B. in Peru teurer zu 
verkaufen. Dadurch steigen die Preise, und es 
entsteht ein Zyklus, in dem sich Maßnahmen und 
Auswirkungen verschärfen und die Regierung in 
Handlungsnot gerät. Die Preiserhöhungen führten 
zu Protesten gegen die zentralistischen Tendenzen 
der Regierung und schwächten sie so weiter. Un-
zufriedenheit besteht auch über die Unfähigkeit 
der Regierung, die Verträge mit den großen Ener-
giefirmen, die das bolivianische Erdgas fördern, 
abschließend zu verhandeln. Dadurch wurde die 
Instabilität des Landes noch erhöht, was sich wie-
derum auf die Regierungsfähigkeit auswirkt.
Quelle: La Razón, 4.12.2007.
Grafik 2: Politische Unterstützung für Morales von Februar 2006 bis September 2007
Quelle: Angus Reid Global Monitor, in: <http://angus-reid.com>. 
Dies ist ein ernstes Problem für die Regierung Mo-
rales. Nach seiner Wahl wollte Morales die Versam-
mlung dazu nutzen, ein „neues Bolivien“ zu grün-
den, in dem die indigene Bevölkerung mehr Beteili-
gungsmöglichkeit, Repräsentation und Gleichbere-
chtigung haben würde. Eine Ergebnislosigkeit der 
Versammlung hätte die Glaubwürdigkeit der Regier-
ung in den Augen ihrer Wähler deutlich geschmälert. 
Der mögliche Schaden wäre zwar nicht zwangsläu-
fig fatal, da die Oppositionsparteien momentan kein 
hohes Ansehen in der Bevölkerung genießen. Jedoch 
wäre es ein Schlag gegen die Regierungsfähigkeit 
und damit auch gegen die Implementierung der 
restlichen Agendapunkte, wie der weiteren Nation-
alisierung der Industrien und der Reform der Sozial- 
und Wirtschaftspolitik gewesen. Auch deswegen wird 
die MAS-Fraktion ohne Zustimmung der Opposition 
einen eigenen Verfassungsentwurf vorgelegt haben. 
Grafik 2 verdeutlicht den Verlust an Unterstützung 
für Präsident Morales, die im Mai 2006 noch bei 81% 
lag, während sie im September 2007 auf 59% gesun-
ken war. 
Grafik 3: Inflation von Mai bis November 2007
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7. Der gegenwärtige Stand der 
Verfassungsreform
Trotz der Schwierigkeiten, mit denen sie während 
des gesamten Prozesses konfrontiert waren, haben 
sich Regierung und MAS-Fraktion entschlossen, 
die Arbeit an der neuen Verfassung nun im Eil-
tempo zu beenden. Nach Monaten des Stillstands, 
hauptsächlich aufgrund von Protesten und Unru-
hen in Sucre, verabschiedete die MAS am 9. De-
zember 2007 in Abwesenheit der Opposition und 
behaftet mit rechtlichen Unregelmäßigkeiten ihre 
eigene Version einer neuen Verfassung. 
Dies löste heftige Reaktionen seitens der Op-
position aus. Sie lehnte umgehend die von der 
Versammlung verabschiedete Verfassung ab und 
verurteilte den Alleingang der Zentralregierung. 
Die Regionen, in denen die Opposition stark ver-
treten ist, haben aus Protest bereits am 15. Dezem-
ber 2007 ihre Autonomie von der zentralen Regie-
rung erklärt.
Auf dem Weg zur endgültigen Verfassung ver-
bleiben allerdings noch einige Schritte, die mindes-
tens zehn weitere Monate in Anspruch nehmen 
dürften. Erstens will die Regierung ein Referen-
dum durchführen, in dem die Bevölkerung ent-
scheiden soll, ob sie die Politik der Regierung oder 
die der Opposition unterstützt. Zweitens soll ein 
weiteres Referendum die Frage der Landreform 
klären. Schließlich soll die Bevölkerung in einem 
dritten Referendum über die neue Verfassung ab-
stimmen, sobald ihr Text fertig gestellt ist. 
Regierung und Opposition haben sich in ihren 
Positionen weit voneinander entfernt. Durch den 
Prozess der VGV haben sich die Differenzen ver-
schärft. Doch auch die bolivianische Demokratie 
hat gelitten. Falls die Verfassung so implementiert 
wird, wie sie verabschiedet wurde, wäre die bo-
livianische Demokratie durch Morales’ autoritäre 
Tendenzen erheblich geschwächt. Die MAS nutzt 
ihre Mehrheitsposition in der Regierung aus, um 
ihre Vision für ein neues Bolivien mit einer neuen 
Verfassung durchzusetzen und verspielt dabei de-
mokratische Prinzipien wie die Konsensfindung 
mit der Opposition. Sie schwächt so letztendlich 
ihre eigene Position, aber vor allem auch die im-
mer noch fragile Demokratie in Bolivien.
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